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UmVandalismus, Diebstähle und Ge-
walttätigkeitenin den Griff zu bekom-
men, setzenSchulenimmerhäufigerdas
Mittel der Videoüberwachung ein. Si-
cherheitsfirmen haben diesen „neuen“
Markterkannt undbietenunterschiedli-
cheLösungenan. Hierzugehörenneben
Kamera-Attrappenunter anderemauch
Anlagen nach dem aus der Verkehrs-
überwachung bekannten Starenkasten-
Prinzip, denen mannichtansehenkann,
obdiese mit einer Kamerabestückt sind
oder nicht. EtlicheStädte undGemeinde
sollen sich dieses Mittels zur Ausstat-
tungvonSchulenbereits bedienen, wo-
bei die mitgelieferte Kameratechnikim
wechselweisenEinsatzist.*

WiederVerfasserdiesesArtikelsbereits
in einemInterviewin WIK5/ 2012 zur
rechtlichenZulässigkeit derVideoüber-
wachung in Schulen ausführte, sind
beimEinsatz von Kameras an Schulen
die einschlägigen datenschutzrechtli-
chen Regelungen der jeweiligen Lan-
desdatenschutzgesetze bzw. Schulge-
setzezubeachten. Dabeiistesunerheb-
lich, obessichbei deninstalliertenSys-
temen um„scharf geschaltete“ Kame-
ras handelt oder oblediglicheinsoge-
nannter „Dummy“ installiert wurde.

Zwar wird zumBeispiel in§ 6 Bundes-
datenschutzgesetz (BDSG) nur auf die
„Beobachtung“, und damit auf die tat-
sächliche Betätigung einer optisch-
elektronischen Einrichtung abgestellt.
Andererseits sind aber auch Kamera-
Attrappen geeignet, durch den damit
ausgelöstenKontroll- undAnpassungs-
druckinGrundrechtedersichbeobach-
tet fühlenden Betroffenen einzugrei-
fen, sodassdieeinschlägigenVorschrif-
ten nach überwiegender Meinung in
Rechtsprechung und Kommentierung
analoganzuwendensind. Aus Sicht des
Autors sollten gerade Kommunen die
sichersterechtlicheLösungwählenund
alle Verfahrensschritte beachten, die
auch bei Einführung einer echten Vi-
deoüberwachung erforderlich wären.
Insofernist–auchbei Verwendungvon
Dummys –in Bezug aufjedengewähl-
ten Standort zu prüfen, ob die daten-
schutzrechtlichen Vorgaben eingehal-
ten wurdenoder nicht.

In allen Bereichen, in denen sich da-
nach der echte Kameraeinsatz verbie-
tet, würde somit auch der Einsatz von
Kamera-Attrappen einen Rechtsver-
stoßbedeuten. SosindKamerasetwain
sogenannten Tabuzonen wie Umklei-
deräumenundToilettenabsolut verbo-
ten. Unzulässig ist die Überwachung
aber auchin allen sonstigen nicht öf-
fentlich zugänglichen Bereichen, wie
zumBeispiel in Klassen- sowie Lehrer-
zimmern, FlurenundsonstigenVeran-
staltungsräumlichkeiten, da die dort
stattfindendesozialeundpädagogische
Interaktion einembesonderen Schutz
unterliegt. Dies gilt auchfürSchul- und
Pausenhöfe, da die dort während der
Schulzeiten anwesenden Schüler und

Lehrer keiner Verhaltenskontrolle aus-
gesetzt werden dürfen. Kamera-Nach-
bildungen können zwar nichts beob-
achten oder aufzeichnen undinsofern
auch nichts kontrollieren. Betroffene
könnenjedochnicht unterscheiden, ob
es sich umeine echte oder nur vor-
getäuschte Überwachunghandelt, wes-
halb ihnen kein ungezwungenes Ver-
halten mehr möglichist.

Was die sonstigen öffentlich zugängli-
chen Bereiche angeht, also der Ein-
gangsbereich der Schule, Fahrradstän-
der, Parkplätze, Umfriedungen etc., so
ist eine Videoüberwachung grundsätz-
lich zulässig, wenn diese erforderlich
ist, umeiner konkreten Gefahr zu be-
gegnen. Ist beispielsweise ein beson-
ders hoher „Fahrradklau“ zu verzeich-
nen oder kommt es außerhalb der
SchulzeitenhäufigzuEinbrüchenoder
Vandalismus, so können Kameraanla-
gen zum Zwecke der Abschreckung,
aberauch–aufgrundderaufgezeichne-
ten Bilder – zur Strafverfolgung einge-
setzt werden.

Lernen unter Video-Kontrolle?

Strenge Kriterien gelten
auchfür Kamera-AttrappenSchulleiter undSchulträgersindfür dieSicherheit anihren Einrichtungenverantwortlich. Die Budgets
sindknapp. Abschreckende Wirkungbei geringeren Kostenkönnten Kamera-Attrappen bieten.
VerantwortlichesowieSicherheitsberatersolltenjedoch wissen: Für den Datenschutz macht esin der
Regel keinen Unterschied, obdie Videoüberwachungecht oder nur vorgetäuschtist. Ratsamist es,
in beiden Fällen diestrengen Vorgaben einzuhalten.

Von Dr. Ulrich Dieckert,
Berlin

* z. B. die Stadt Bad Oeynhausen, die Grund-
schulen entsprechendausgerüstet hat

Obaktuell mit oder ohne Kamera bestückt, ist
nicht erkennbar: Videoüberwachungslösung
„ContraVandalis“ der MAB-Meldeanlagenbau
GmbH, Bissendorf. Die Lösungsetzt auf Ab-
schreckungnach demaus der Verkehrsüber-
wachungbekannten Starenkasten-Prinzip. Be-
troffene wissen nicht, obsie gerade über-
wacht werden. Mit demSystemlassensich
laut MAB die datenschutzrechtlichen Vorga-
ben einhalten. Bild: MAB
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IndiesenBereichensprichtsomit unter
rechtlichen Aspekten nichts dagegen,
die kostengünstigeren Kamera-Attrap-
penzuinstallieren. Allerdings ist auch
indiesenFälleningeeigneter Formauf
denUmstandder Beobachtungunddie
verantwortliche Stelle hinzuweisen.
DiesePflichtergibtsichaus§6bAbsatz
2 BDSGbzw. gleichlautendenVorschrif-
ten aus den Landesdatenschutzgeset-
zen, die nach überwiegender Auffas-
sung(s. o.) auchauf Kamera-Attrappen
anzuwenden sind. Denn die von der
Überwachung vermeintlich betroffe-
nenPersonensollenzumindesttheore-
tischdie Möglichkeit haben, sichdieser
in ihre Persönlichkeitsrechte eingrei-

beispielsweise „on
demand“ über ei-
nen Fingerzeig das
Systemin Gang zu
setzen. DieIdee da-
hinter: Wenn eine
Person ihr Auto in
einer Tiefgarage
aufsucht oder
nachts längere
Wartezeiten an
entlegenenBushal-
testellen notwen-
dig werden, könnte

Videoüberwachung ist in Deutschland
eherunbeliebt. DasFraunhoferIOSBhat
sichmitderSchaffungvonmehrAkzep-
tanz solcher Technologien beschäftigt
und nun einen neuen Ansatz entwi-
ckelt. AlsersterSchritt wirdempfohlen,
Kameras oder die Hinweisschilder auf
eine Überwachung mit einemBarcode
auszustatten. Per Smartphonekönnten
Passanten dann Informationen über
den Betreiber und die Verwendung der
Kameradatenerhalten. Einzweiter An-
satzisteinSystem, dasesPassantener-
laubt, über Gestensteuerung mit den
Kameras zu „kommunizieren“ und so

Aus der Sicherheitsforschung
Videoüberwachung
„On-Demand“

Bil d: Fraunhofer I OSB

Rechtsanwalt Dr. Ulrich Dieckertist Partner
der überörtlichen Sozietät Witt Roschkowski
Dieckert(www. wrd. de). Er hat sichi mBereich
der Sicherheitstechnik auf das Thema Vi-
deoüberwachungspezialisiert. Er berät Unter-
nehmen undErrichterfirmen bei der Einfüh-
rungsicherheitstechnischer Einrichtungen
undvertritt diese bei Auseinandersetzungen
mit Datenschützern und/oder Personalvertre-
tern. Kontakt: ulrich. dieckert@wrd. de

Über unseren Autor:

sie einer dort installierten Kamera per
Geste den Befehl geben, „Bitte über-
wach mich!“, umeine Übertragung an
einebesetzteLeitstellezustarten.

www.iosb.fraunhofer.de

fenden Maßnahmezuentziehen. Indie
gleicheRichtunggeht derseitlängerem
vorliegende Gesetzentwurf zum Be-
schäftigtendatenschutz, dereine Kenn-
zeichnungspflichtfür denFall vorsieht,

dass „von einer Einrichtung lediglich
der Anschein einer Videoüberwachung
ausgeht“. Insofern sollten Schulträger
auchin Bezug auf die Kennzeichnung
denrechtlichsicheren Weg wählen.


